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im internationalen System auf absehbare Zeit ausgeschlossen 
werden kann. Der «lange Frieden»,16 der seit dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges zwischen den Großmächten herrscht, 
und den Ausbruch eines heißen Dritten Weltkrieges verhin-
dert hat, wird uns auch im 21. Jahrhundert erhalten bleiben.

Allerdings werden wir uns daran gewöhnen müssen, dass 
Großmächte außerhalb ihres unmittelbaren Einflussbereichs 
nur noch begrenzt Macht ausüben können, dass sie neben 
dem Willen, einen umfassenden Krieg zu vermeiden, kaum 
gemeinsame Interessen und Vorstellungen dahingehend haben 
(und auch nicht entwickeln werden), wie eine stabile Struktur 
der internationalen Politik des 21. Jahrhunderts aussehen 
könnte und dass viele Regionen dieser Welt auf unabsehbare 
Zeit ins Chaos abgleiten, wodurch Krieg, Staatszerfall und 
terroristische Aktivitäten das Bild prägen werden, das sich uns 
dort bietet.

Dieses Buch ist aus einer realistischen Sichtweise heraus 
verfasst und wendet sich dezidiert gegen eine liberale Betrach-
tung der internationalen Politik. Liberale haben eine optimis-
tische Perspektive auf das internationale Geschehen. Sie gehen 
davon aus, dass es möglich ist, die Konfliktanfälligkeit auf der 
internationalen Ebene durch gute und kluge Politik zu mini-
mieren und den Wohlstand für alle in der Welt zu mehren. 
Zentral für liberales Denken ist die Überzeugung, dass es so 
etwas wie «gute» und «böse» Staaten gibt, wobei gute Staaten 
sich durch ihre demokratische Regierungsform auszeichnen. 
Daraus folgt aus liberaler Sicht, dass eine Welt voller Demo-
kratien eine friedfertigere wäre, in der Macht und das Streben 
nach Macht zunehmend irrelevant werden. Je demokratischer 
die Welt wird, so die Auffassung liberaler Theoretiker, desto 
mehr Kooperation wird es zwischen Staaten geben, desto mehr 
wird sich internationale Politik am Allgemeinwohl orientie-
ren. Wenn eine liberale Sicht auf die internationale Politik in 
Staaten mit großen Machtpotenzialen dominiert, dann wird 
sie gefährlich. Denn dann werden Staaten versucht sein, diese 
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Sichtweise mit den ihnen zur Verfügung stehenden Machtmit-
teln umzusetzen.

Dem stelle ich eine realistische Sichtweise auf die interna
tionale Politik entgegen, die von der Annahme ausgeht, dass 
internationale Politik primär durch das Streben nach Macht 
gekennzeichnet ist. In einer Welt, in der es keine den Staaten 
übergeordnete Instanz gibt, die darüber wacht, dass Regeln 
eingehalten werden und die, wenn Regeln verletzt werden, 
diese automatisch sanktioniert, sind Staaten stets um ihre ei-
gene Sicherheit besorgt. Und um diese zu garantieren, streben 
sie nach Macht. Dadurch entsteht zwischen Staaten ein Wett-
bewerb, der durchaus in Krieg münden kann. Großmächte 
sind in dieser Sichtweise die eigentlichen und zentralen An-
triebskräfte der internationalen Politik. Sie ringen miteinan-
der um regionale und letzten Endes auch um globale Vorherr-
schaft. Ihr Handeln wird nicht durch eine Orientierung am 
Allgemeinwohl motiviert, sondern durch ihre nationalen In-
teressen (was immer sie dafür halten). Institutionen, Regeln 
und Normen sowie das Völkerrecht haben in meiner realisti-
schen Sichtweise eine eher nachrangige Bedeutung zur Erklä-
rung der internationalen Politik.

Dieses Buch ist auch als Einmischung eines Politikwissen-
schaftlers in die öffentliche Debatte in Deutschland gedacht 
und konzipiert. Es wendet sich zuvorderst an die interessierte 
und weniger an die Fach-Öffentlichkeit. Während Wirt-
schaftswissenschaftler und Historiker häufig als öffentliche 
Intellektuelle auftreten und auch Gehör finden, sind es oft-
mals Journalisten oder selbsternannte Experten, die zu Fragen 
der internationalen Politik in den Medien auftreten und die 
Debatten in Deutschland beeinflussen. Ursächlich hierfür ist 
u. a. der selbstgewählte Rückzug der deutschen Politikwissen-
schaft (ich spreche hier insbesondere von meiner Teildisziplin, 
den Internationalen Beziehungen) in den Elfenbeinturm der 
Wissenschaft. Politikwissenschaft, die sich in öffentliche De-
batten einmischt, Position bezieht, gilt vielen Kolleginnen 
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und Kollegen als unseriös und ist in der deutschen Wissen-
schaftslandschaft nicht karrierefördernd. Dabei, so ist meine 
Überzeugung, hat die Politikwissenschaft der Öffentlichkeit 
gegenüber nicht nur eine Verantwortung, sich mitzuteilen, sie 
hat ihr darüber hinaus auch einiges zu sagen. Nicht im Duktus 
eines Oberlehrers, sondern eher im Sinne eines Übersetzers, 
dessen Aufgabe es ist, wissenschaftliche Erkenntnisse oder 
Debatten um aktuelle Fragen der internationalen Politik in 
eine Sprache zu übersetzen, die «jeder versteht». Dies will das 
vorliegende Buch versuchen. Es will übersetzen und dabei 
auch Position beziehen, nicht im Akademischen verweilen. 
Dies wird hoffentlich zu Kontroversen führen, zu Debatten 
über zugespitzte Thesen und Argumente.



1. Die Illusionen des Westens

Am 11. September 1990, am Vorabend des zweiten Irakkrie-
ges, hielt der 41. Präsident der Vereinigten Staaten, George 
H. W. Bush, anlässlich einer gemeinsamen Sitzung des US-Re
präsentantenhauses und des US-Senats eine Rede, in der er 
seine Vorstellung einer neuen Weltordnung darlegte. Zwar 
existierte die Sowjetunion noch, aber der Ost-West-Konflikt 
neigte sich unweigerlich seinem Ende zu. Zudem hatte Mos-
kau im UN-Sicherheitsrat mit den USA für die Resolution 
678 gestimmt, die einer Koalition der Willigen und Fähigen er-
laubte, mit allen notwendigen Mitteln (inklusive militärischer) 
den Irak zur Aufgabe der Besetzung Kuwaits zu zwingen.

In dieser Situation formulierte der Präsident seine Vision 
zukünftiger internationaler Politik. Laut George Bush gäbe es 
die einzigartige Möglichkeit, eine Welt zu erschaffen, in der 
die Menschen frei von der Angst vor Terror leben könnten, in 
der die Beziehungen zwischen den großen Mächten, zwischen 
allen Staaten, durch das internationale Recht und nicht das 
Recht des Stärkeren geprägt seien; eine Welt, die insgesamt 
sicherer und friedfertiger sein würde.1

Und in der Tat schienen 1990 die Voraussetzungen für 
diese andere Welt gegeben zu sein. Zum ersten Mal in der 
Geschichte der internationalen Beziehungen veränderte sich 
die Machtstruktur des internationalen Systems (von der Bi- 
zur Unipolarität) nicht infolge eines großen Krieges, sondern 
aufgrund der Tatsache, dass ein Akteur (die UdSSR) als 
Machtfaktor wegbrach. Und der Glaube, dass mit dem Ende 
der macht- und ordnungspolitischen Konfrontation zwischen 
Ost und West das Zeitalter des «ewigen Friedens» angebro
chen sei, war nicht nur bei politischen Idealisten weitver
breitet.
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Heute lässt sich mit Fug und Recht behaupten, dass der 
damalige Traum einer neuen Welt ausgeträumt ist. Vereinfacht 
gesprochen scheiterten westliche Ordnungsvorstellungen für 
das ausgehende 20. und das beginnende 21. Jahrhundert da-
ran, dass sie versuchten, liberales Gedankengut zu universali-
sieren, um ihre eigene Sicherheit zu verbessern und die Welt 
zu einem sichereren Ort zu machen. Letzteres hat sich ins Ge-
genteil verkehrt.

Die großen, illusionären Träume des «Westens», allen voran 
der Vereinigten Staaten von Amerika, bestanden darin, Struk-
turen schaffen zu können, die die «westliche» Vorherrschaft 
über den Rest der Welt festschreiben. Intellektuell wurden 
diese Versuche durch zwei Strömungen beeinflusst, die in 
der Folgezeit eine unheilvolle politische Allianz eingingen 
(und bis auf den heutigen Tag eingehen). Auf der einen Seite 
standen Denker wie Francis Fukuyama, der von der These 
ausging, dass mit dem Zusammenbruch der UdSSR jegliche 
gesellschaftliche Alternative zu Demokratie und freier Markt-
wirtschaft auf lange Zeit diskreditiert sei und sich diese nun-
mehr als globale Ordnungsprinzipien durchsetzen würden. 
Mit seinem Buchtitel «Das Ende der Geschichte» wollte Fu-
kuyama nicht behaupten, dass ab sofort keine großen Ereig-
nisse mehr stattfinden würden. Gemeint war vielmehr, dass 
die der gegenwärtigen liberalen Ordnung zugrunde liegenden 
Prinzipien und Institutionen nicht mehr infrage gestellt wer-
den könnten.

Von anderer Seite wurde argumentiert, dass aus dem uni
polaren Momentum der USA2 etwas Dauerhaftes erwachsen 
würde. Die Gründe hierfür sah William Wohlforth z. B. darin, 
dass die übergroßen Machtpotenziale der USA andere Staaten 
und Staatenkoalitionen entmutigen würden, Gegenmachtbil-
dung zu betreiben, wissend, dass ein solcher Prozess unge-
heure Ressourcen erfordern würde und langwierig sei. Wohl-
forth und sein zeitweiliger Ko-Autor Brooks verbanden mit 
einer andauernden Unipolarität des internationalen Systems 


